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Rentensicherheit?
2. Teil

Vernehmlassungsbericht der Regierung
zur Pensionsversicherung für das
Staatspersonal und angeschlossene
Körperschaften des öffentlichen
Rechts (Fortsetzung des gestrigen Le-
serbriefs)

Es ist unbestritten, dass der Staat an-
gesichts der Parameter möglicher
wirtschaftlicher Stagnation, asymme-
trischer Auslandsverpflichtungen, in-
flationärer Effekte der internationa-
len Finanzkrise etc. und eigener Ver-
säumnisse, die zur Finanzierung un-
wirtschaftlicher Strukturen in ver-
schiedenen Investitionsbereichen ge-
führt haben, eine Straffung seiner
Ausgabenpolitik vornehmen muss.

Die nachhaltige Sicherung der Sozi-
alsysteme und damit der Rentenan-
sprüche steht dazu jedoch nicht im
Widerspruch, zumal es sich bei der Al-
tersvorsorge um wohlerworbene
Rechte eines ganzen Berufslebens
handelt.

Aus den vorgenannten Gründen
wäre es in der Tat befremdlich, wenn
Regierung und Landtag der Versu-
chung unterlägen, sich aus der Verant-
wortung für die Sicherung der Sozial-
systeme – eine der wesentlichen Auf-
gabenstellungen des Staates – mittel-
fristig vollständig zurückzuziehen,
wie es der im Vernehmlassungsbericht
vorgestellte und kommentierte Ge-
setzesentwurf durch eine dem BPVG
(Gesetz über die betriebliche Perso-
nalvorsorge) unterstellte privat-recht-
liche Stiftung mit erfahrungsgemäss
aus der privatwirtschaftlichen Versi-
cherungspraxis ableitbaren, nicht kal-
kulierbaren Risiken vorsieht.

Der öffentlich-rechtliche Charakter
der Stiftung mit geeigneten (!) Kon-
trollmechanismen, die Versäumnisse
in der Finanzierung und riskante An-
lagestrategien ausschliessen, sollte
deshalb im Interesse der Versicherten
beibehalten werden.

Nach allgemeiner Einschätzung
wäre die vorbehaltlose Unterstützung
der im Vernehmlassungsbericht vor-
gestellten Gesetzesvorlage seitens der

VU-dominierten Koalitionsregierung 
und der Mehrheit der Landtagsabge-
ordneten in den nachteiligen Auswir-
kungen für die Betroffenen so gravie-
rend, dass die Glaubwürdigkeit der 
Regierung in der Wahrnehmung ihres 
verfassungsrechtlichen Auftrags er-
schüttert wird, was auch eine inhaltli-
che Verfassungsänderung des Art. 26 
(LGBL 2005 Nr. 267) definitionsge-
mäss erforderlich machen würde.

Im Übrigen verlöre die VU die sozi-
alpolitische Unschuld in der Tradition 
ihrer Gründerväter und wäre für viele 
Bürgerinnen und Bürger nicht mehr 
wählbar.
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